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DasADRwill bei den
Europawahlen 2004voll
durchstarten. Undsucht
sich dazu ausgerechnet
"Post-Faschisten" und

Ultra-Rechte als
Bündnispartner.

Robert Mehlenist ein Tak-
tiker. Man vertrete i m Grun-
de "die gleichen Ideen und
Werte" verkündete lächelnd
der Vorsitzende der Rechts-
Partei "Aktiounskomitee fir
Demokratie a Rentegerech-
tegkeet" am vergangenen
Mittwoch auf einer Presse-
konferenz i m Robert-Schu-
man-Haus. Dort hatten sich
Abgeordnete der Europa-
Fraktion "Union pour l'Euro-
pe des Nations" mit den
"Freunden aus Luxemburg"
getroffen, um gemeinsam
über europäische Fragen zu
diskutieren. Nur wenige Mi-
nuten später Mehlens
180-Grad-Kehrtwende: "Diese
Gruppe schließt eine Reihe
von Parteien zusammen, die
weniger eine gemeinsame
Ideologieteilen, es sind eher
praktische Gründe. Die An-
sichten gehen manchmal
doch sehr auseinander." Was
war geschehen?
Offenbar behagte demPo-

litiker eine Nachfrage der
woxxnicht. Auch wennande-
re Medien es nicht wahrha-
ben wollen undinihren Bei-
trägen weitgehend ver-
schwiegen: Das ADRhat sich
für die Wahlen zum Europa-
parlamenti mJuni 2004einen
Bündnispartner gesucht, der
esinsich hat. In der UENha-
bensichverschiedene, mehr
oder weniger rechtsextreme,
nationalistische Parteien zu
einer Allianz zusammenge-
schlossen: die dänische
Volkspartei (DF), die irische
Fianna Fáil, der portugiesi-

sche Partido Popular, der
französische Rassemblement
pour la France et l'indépen-
dence dela France(RPF) und
die italienische Alleanza Na-
zionale(AN).
Letztere hat ihre Tradition

i mitalienischen Faschismus.
Die AN mit ihrem Parteichef
GianfrancoFini ist die direkte
Nachfolgerin des Movi mento
Sociale Italiano (MSI), eine
Partei, die von Führungska-
dern der Partei Mussolinis
nach Ende des Zweiten Welt-
kriegs gegründet worden war.
Fini, einer der Gründerväter
der UEN, hatte vor rundzehn
Jahren für Proteste gesorgt,
als er Mussolini als den
"größten Staatsmann des
Jahrhunderts" bezeichnete.
Über die Landung der Alliier-
ten in der Normandie sagte
der Politiker i mselben Jahr:
"AndiesemTaghat Europaei-
nen Teil seiner kulturellen
Identität verloren."
Für Robert Mehlen ist der

Hintergrund der Italiener - Fi-
ni distanzierte sich 1995 offi-
ziell vom Faschismus, nennt
die AN selber aber "post-fa-
schistisch" - jedoch kein An-
lass, sich von dem Bündnis-
partner zu trennen. Gefragt,
ob er sich in solcher Gesell-
schaft wohl fühle, sagte Meh-
lengegenüber der woxx: "Wer
sich auf Wurzelsuche begibt,
findet auchbei anderen Grup-
pen Episoden, die nicht so
glorreich waren. Erklärend
fügte er hinzu: "Auch unsere
CSVhatte mal einenPräsiden-
ten, der ein Maulkorbgesetz

erlassen wollte, deshalb darf
manihr aber nicht unterstel-
len, dass sietotal undemokra-
tischist."

Schlechtes Beispiel
Dänemark
Doch die Partei, die unter

Leitung Silvio Berlusconis
und mit der Lega Nord, die
Regierung in Rom führt, ist
nicht die einzige, die mit ih-
rem rechtsextremen Gedan-
kengut in der europäischen
Öffentlichkeit für Empörung
sorgte und heute noch sorgt.
Angesichts des hauptsächlich
auf dem Rücken von Zuwan-
dererInnen ausgetragenen
Wahlkampfes zu den däni-
schen Parlamentswahlen i m
November 2001, bei der die
DänischeVolkspartei (DF) mit
einem Sti mmenanteil von 12
Prozent zur drittstärksten
Partei Dänemarks wurde,
sprach UN-Menschenrechts-
kommissarin Mary Robinson
voneinempolitisch"schlech-
ten Beispiel Dänemarks". I m
Bericht der UN-Menschen-
rechtskommission gilt das
nordische Land als "Spitzen-
reiter" hinsichtlichrassischer
und ethnischer Diskri minie-
rung. Das ehemalsfür seineli-
berale Ausländerpolitik be-
kannte Dänemark hat inzwi-
schen die restriktivsten, nur
noch auf Abschottung be-
dachten Einwanderungs- und
AsylgesetzeinEuropa. Diebe-
rüchtigte, in Dänemark "er-
fundene" Drittstaatenrege-
lung, nach der Flüchtlinge in

EUROPASEXTREME RECHTE

In bester Gesellschaftdemersten als "sicher" einge-
stuftenLand, das sie betreten,
Asyl beantragen müssen, so-
wie die Bestrafung von Flug-
gesellschaften, die Passagiere
ohne Visumins Land bringen,
bilden inzwischen die Grund-
lage der Asylpolitik der EU
und sind von den meisten eu-
ropäischenLändernübernom-
men worden.
Dass es sich bei der DF

nicht umeine harmlose, kon-
servative Partei handelt, zeigt
noch ein weiteres Beispiel: Es
ist erst drei Jahre her, dass
Parteichefin Pia Kjaersgaard
Kontakte zur rechtsextremen
Freiheitlichen Partei Öster-

reichs (FPÖ) suchte, um auf
europäischer Ebenezukoope-
rieren. Weil damals hochran-
gige FPÖ-PolikerInnen vor al-
lem aus taktischen Grün-
den keine Zusammenarbeit
wünschten (die DF galt bei m
Koalitionspartner ÖVP als
rechts-populistisch und anti-
europäisch), musste Kjaers-
gaard unverrichteter Dinge
nach Kopenhagen zurückkeh-
ren. Was für die Haider-Partei
ein Nachspiel hatte: ImEuro-
paparlament blieb die FPÖ
fraktionslos und isoliert von
den anderen rechtsextremen
Parteien. Neuerdings sind
Haider &Co. umeine Annähe-
rungandenrassistischenbel-
gischen Vlaams-Block be-
müht.
Auch der andere Gründer-

vater der UEN, der ehemalige
französische Innenminister
Charles Pasqua, hatinSachen
NähezurechtsextremenPosi-
tionen keine reine Weste. Es
war i m Jahr 1999, dass der
gaullistische Dissident Pas-
quaein Wahlbündnis mit dem
Rechtskatholiken Philippe de
Villiers einging, Chef des
rechtskatholischen Mouve-
ment pour la France (MPF).
Ihre Liste RPF erinnert be-
wusst an den Rassemblement
du peuple français, den einst
Charles de Gaulle gründete,
und fischt seitdem mit popu-
listischen Themen wie Zu-
wanderung, Kri minalität und
innere Sicherheit in neofa-
schistischen sowie ultra-kon-
servativen Becken nach Wäh-
lersti mmen. Ein besonderes
Augenmerk galt und gilt der
nationalen Souveränität
Frankreichs gegenüber Euro-
pa- ein Thema, mit demsich
Patriarch Pasqua, inzwischen
von de Villiers getrennt, auf
europäischer Ebene zu profi-
lieren und zu organisieren
sucht.

KeinföderalesEuropa
Insbesondere mit seinem

eindeutigen "Wir wollen kein
föderales Europa" macht der
72-Jährigeauf dieluxemburgi-
sche Rentner-Partei Eindruck.
Die Nationalstaaten dürften
"auf keinenFall ihre nationale
Souveränität aufgeben", so
Robert Mehlen. Wie in den
parlamentarischen Anfragen
an die luxemburgische Regie-
rungoft undgerneformuliert,
sorgt sichdie Partei vor allem
um die "nationale und kultu-
relle Identität" des Großher-
zogtums. In einemInterview

mit der Zeitschrift Forumim
Oktober 2000 betonte Mehlen
zwar, seine Partei habe kei-
nerlei xenophobe Einstellung,
doch der ADR-Politiker sieht
zugleich eine "Schmerzgren-
ze, bei der die Integrations-
fähigkeit des kleinen Luxem-
burger Volkes überfordert
wird". Diese "Das-Boot-
ist-voll-"Argumentation hört
man nicht zum ersten Mal.
Charles Pasqua sagte auf der
Pressekonferenz, Europa sei
"amLimit der Aufnahmekapa-
zitäten angelangt". Sind Meh-
len, Pasqua und Fini also
doch Brüderi mGeiste?
Sicherlichist der Beobach-

terstatus des ADR bei der
UEN(dadie Partei bei denEu-
ropawahlen die Zehn-Prozen-
thürde nicht schaffte, ist sie
bislang nicht i mEuropaparla-
ment vertreten und kann des-
halb noch nicht Voll mitglied
der Europa-Fraktion werden)
zumindest teilweise aus takti-
schen Gründen zu erklären.
Mit einem, wie auch i mmer
etablierten, europäischen
Partner i m Rücken erhofft
sich das ADR, wenigstens ei-
nenSitzi mEuropäischenPar-
lament zuerobern.
Dass faschistische Mythen-

bildung, wie sie ein Fini oder
ein Berlusconi pflegen, in Lu-
xemburg auf eher taube Oh-
ren stößt, und dass offenras-
sistische Positionen, wie sie
die Dänenoder dieItalienerin
ihrem Wahlkampf vertraten,
i m Großherzogtum mit sei-
nemhohen Anteil an Auslän-
derInnen bei den meisten lu-
xemburgischen WählerInnen
nicht sehr gut ankommen,
weiß auch das in Sachen PR-
und Öffentlichkeitsarbeit
sonst eher hilflos agierende
ADR. Dennoch: Wer ihr Wahl-
programm genauer studiert,
dem/der wird die "Luxem-
burg(er) zuerst!"-Message
kaumentgehen können. Auch
die Manier, mit der das ADR
Referenden nicht nur auf eu-
ropäischer Ebene scheinhei-
ligals"une magnifiqueoccasi-
on d'informer le peuple et
d'informer contradictoire-
ment", quasi als demokrati-
sches Instrument par ex-
cellence anpreist- kannkaum
die wahren, nationalistischen
Absichten verbergen. Wie mit
populistischen Kampagnen
Rassismus, Fremdenhass und
Neid geschürt und als politi-
sche Waffen eingesetzt wer-
denkönnen, haben die Dänen
und dieItaliener nur allzugut
vorgemacht. In diesemSinne

befinden sich die ADR-
Vertreter(innen) bei
Pasqua, Fini und Kon-
sorten in bester Gesell-
schaft. Kommt dazu
noch ein erhöhtes Maß
an Politikverdrossen-
heit und allgemeiner
Verunsicherung hinzu -
was selbst für das rei-
che Luxemburg künftig
nicht ausgeschlossen
ist -, wer weiß, ob dann
nicht auch die Stunde
des ADR geschlagen
hat. Sofern sich bis da-
hin ein charismatischer
Chef gefundenhat.

Ines Kurschat

Er hat zusam-
men mit dem
ultrarechten
Charles Pasqua
die UEN
gegründet:
GianfrancoFini
von der
italienischen
Alleanza
Nazionale.


